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2 Rechte der Ratsmitglieder

2.1 Allgemeine Rechtsstellung

Ratsmitglieder stehen in einem Sonderrechtsverhältnis zur Gemeinde. Daraus

ergeben sich im Vergleich zu den übrigen Bürgern der Gemeinde besondere

Rechte und Pflichten. Nach § 43 Abs. 1 GO besitzen die Ratsmitglieder ein

freies Mandat – sie sind an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. Sie sind

lediglich verpflichtet, in ihrer Tätigkeit ausschließlich nach dem Gesetz und ih-

rer freien, nur durch Rücksicht auf das öffentliche Wohl bestimmten Überzeu-

gung zu handeln. Diese Entscheidungsfreiheit besitzt das Ratsmitglied auch ge-

genüber der eigenen Partei und Fraktion2. Dementsprechend bewirkt auch ein

Parteiaustritt oder -wechsel nicht den Mandatsverlust3.

Aus dem freien Mandat erwächst zudem das Recht eines Ratsmitgliedes, die

Gemeinde und ihre Politik öffentlich zu kritisieren. Dies ist ebenfalls nicht ver-

boten durch die Treuepflicht nach § 43 Abs. 2 i. V. m. § 32 Abs. 1 Satz 1 GO4.

Bei der Bindung an das „Gesetz“ i. S. v. § 43 Abs. 1 GO ist der Begriff „Gesetz“

weit auszulegen und als die gesamte Rechtsordnung zu verstehen5.

Das „öffentliche Wohl“ als Leitlinie des Handelns gem. § 43 Abs. 1 GO ist zu

verstehen als das gesamtgemeindliche und sogar übergemeindliche Wohl und

soll ausschließen, dass das Ratsmitglied nur zugunsten einzelner Personen oder

Personengruppen (Parteiangehörige, Wähler) oder gar aus Eigennutz tätig wird.

Ratsmitglieder sind keine Beamten im staatsrechtlichen Sinne, weil sie nicht

durch Aushändigung einer beamtenrechtlichen Ernennungsurkunde in ein öf-

fentlich-rechtliches Dienst- und Treueverhältnis berufen werden, obwohl sie

überwiegend hoheitliche Aufgaben wahrnehmen.

Sie sind aber „Personen des öffentlichen Dienstes“ i. S. v. § 54 StPO6 und üben

ein „öffentliches Amt“ i. S. v. § 45 StGB aus7. Ratsmitglieder sind keine „Amts-

träger“ i. S. v. § 11 Abs. 1 Nr. 2 StGB8.

Der Rat ist als Teil der Exekutive kein Parlament. Folglich sind Ratsmitglieder

auch keine Parlamentarier und genießen nicht wie Bundes- und Landtagsabge-

ordnete Indemnität und Immunität (z. B. Art. 46 GG, Art. 47 LVerf NRW).

Ebenso sind sie nicht wie Landtagsabgeordnete gem. § 36 StGB ohne strafrecht-

2 OVG NRW, OVGE 10, 143.
3 Rehn/Cronauge/von Lennep/Knirsch, Erl. II.2 zu § 43.
4 VG Düsseldorf, Urteil vom 22. Februar 2016 – 1 K 246/15 – openJur 2016, 3599.
5 Wansleben, in: Held u. a., Erl. 1.2 zu § 43.
6 OVG NRW, OVGE 9, 92; Smith, in: Kleerbaum/Palmen, Erl. III. zu § 43.
7 Erlenkämper, in: Articus/Schneider, Erl. 2.2 zu § 43, Smith, in: Kleerbaum/Palmen, Erl. III. zu

§ 43; Wansleben, in: Held u. a., Erl. 1.3 zu § 43.
8 BGH, NJW 2006, 2050; a. A.: Wansleben, in: Held u. a., Erl. 1.3 zu § 43.
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2 Rechte der Ratsmitglieder

liche Verantwortung. Eine Schadensersatzpflicht aus der Beschlusstätigkeit

sieht § 43 Abs. 4 GO ausdrücklich vor.

Die Ratsmitglieder werden vom Bürgermeister in ihr Amt eingeführt und in fei-

erlicher Form zur gesetzmäßigen und gewissenhaften Wahrnehmung ihrer Auf-

gaben verpflichtet (§ 67 Abs. 3 GO).

Üblicherweise geschieht dies im Rahmen einer Ratssitzung, i. d. R. in der ersten

Sitzung nach der Neuwahl des Rates.

Weigert sich ein Ratsmitglied, sich gem. § 67 Abs. 3 GO verpflichten zu lassen,

so verliert es dadurch nicht sein Mandat, da dies als Mandatsverlustgrund im

KWahlG nicht vorgesehen ist. Ebenso sind Beschlüsse, an denen das nicht for-

mal verpflichtete Ratsmitglied mitwirkt, nicht rechtswidrig9.

Bei den Rechten der Ratsmitglieder ist zwischen einzelnutzbaren und sozial-

nutzbaren (gemeinschaftlich nutzbaren) Rechten zu unterscheiden. Während

einzelnutzbare Rechte jedes Ratsmitglied für sich allein in Anspruch nehmen

kann, handelt es sich bei den sozialnutzbaren Rechten um solche, die die Rats-

mitglieder nur ausnutzen können, wenn sie sich zu einer Gruppierung zusam-

menfinden, deren zahlenmäßige Stärke die GO jeweils bestimmt.

2.2 Einzelnutzbare Rechte

Bei den einzelnutzbaren Rechten sind zu unterscheiden:

• Beteiligungsrechte,

• Auskunftsrecht,

• Akteneinsichtsrecht,

• Recht auf mindestens eine Ausschussmitgliedschaft mit beratender Funk-

tion,

• Entschädigungsrechte,

• Recht auf ungestörte Mandatsausübung.

2.2.1 Beteiligungsrechte

Jedes Ratsmitglied hat das Recht, an Rats- und Ausschusssitzungen teilzuneh-

men. Sicherlich besteht für das Ratsmitglied gegenüber den Wählern die mora-

lische Verpflichtung, das Mandat auch tatsächlich auszuüben; eine Rechts-

pflicht, an den Sitzungen teilzunehmen, besteht allerdings nicht. Sie wäre auch

wohl als Einengung des freien Mandats i. S. v. § 43 Abs. 1 GO zu werten.

Allerdings verliert ein Ratsmitglied nach § 45 Abs. 4 Satz 3 GO seinen An-

spruch auf Aufwandsentschädigung, wenn das Mandat länger als drei Monate

9 Rehn/Cronauge/von Lennep/Knirsch, Erl. V. zu § 67.
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nicht wahrgenommen wird, es sei denn, das Ratsmitglied hat die Nichtaus-

übung nicht zu vertreten (siehe auch 2.2.5.1).

Weiterhin ist jedes Ratsmitglied berechtigt, sich zu Wort zu melden, mit zu be-

raten und abzustimmen (soweit keine Ausschließungsgründe i. S. v. § 43 Abs. 2

i. V. m. § 31 GO vorliegen) und Anträge zu stellen. Die vom Rat zu erlassende

Geschäftsordnung kann dazu nähere Einzelheiten regeln.

Eine einzelnutzbare Antragsberechtigung sieht die GO bereits vor, so kann je-

des Ratsmitglied gem. § 48 Abs. 2 Satz 3 GO den Antrag auf Ausschluss der Öf-

fentlichkeit stellen (sozialnutzbare Antragsrechte sehen darüber hinaus § 50

Abs. 1 Satz 4 und 5 GO sowie § 50 Abs. 2 Satz 2 GO vor).

Nach Maßgabe der Geschäftsordnung haben die Ratsmitglieder ein Fragerecht

(§ 47 Abs. 2 Satz 2 GO). Der Rat darf in der Geschäftsordnung nur Inhalt und

Umfang des Fragerechts regeln, er kann das Fragerecht aber nicht ausschlie-

ßen10.

Geregelt werden kann z. B. die Zahl der zugelassenen Fragen, die Begrenzung

des Zeitraums für Fragen innerhalb der Sitzung oder das Erfordernis schriftlicher

Einreichung von Fragen einschließlich der Einreichungsfrist11.

Das Fragerecht bezieht sich auf alle Angelegenheiten der Gemeinde, nicht nur

auf solche, für die der Rat zuständig ist. Antwortpflichtig ist die Verwaltung

(Bürgermeister), nicht der Rat. Auch § 55 Abs. 1 und 2 GO behandelt das Frage-

recht in Form der Auskunftsrechte der Ratsmitglieder, der Ausschussvorsitzen-

den und der Bezirksvorsteher.

Das Fragerecht ist nicht begrenzt auf die Tagesordnungspunkte der jeweiligen

Sitzung.

Auf das Fragerecht findet § 43 Abs. 2 i. V. m. § 31 GO keine Anwendung. Ein

Fragerecht besitzt ein Ratsmitglied auch in den Angelegenheiten, bei denen es

wegen eines Ausschließungsgrundes nicht mit beraten und entscheiden darf12.

Inhalt und Umfang des Fragerechts sollen so geregelt werden, dass sowohl den

Informationswünschen der Ratsmitglieder Rechnung getragen wird als auch ein

geordneter Ablauf der Ratssitzung gewährleistet bleibt.

Wenn die Form der Beantwortung der Frage nicht vorgegeben ist (etwa in der

Geschäftsordnung), entscheidet der Bürgermeister, ob er die Fragen mündlich

in der Sitzung oder schriftlich beantwortet. Im Fall der Schriftlichkeit ist es üb-

lich, die Antwort allen Ratsmitgliedern zukommen zu lassen.

10 OVG NRW, Beschluss vom 12. April 2010 – 15 A 69/09; Wagner, in: Kleerbaum/Palmen,
Erl. V.3a zu § 47.

11 Plückhahn/Faber, in: Held u. a., Erl. 7.2 zu § 47.
12 Plückhahn/Faber, in: Held u. a., Erl. 2.1 zu § 47.
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Mit der Beantwortung der Frage und eventueller Zusatzfragen in der Sitzung ist

das Fragerecht erschöpft; eine anschließende Diskussion ist unzulässig13.

Außerdem haben die Ratsmitglieder das Recht, in die Ausschüsse des Rates ge-

wählt zu werden (Einzelheiten vgl. 12.2). Darüber hinaus können Ratsmitglie-

der an den nichtöffentlichen Sitzungen auch der Ausschüsse, denen sie nicht

als Mitglieder angehören, als Zuhörer teilnehmen (§ 58 Abs. 1 Satz 4 GO). Ein

Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls und auf Zahlung von Sitzungsgeld

entsteht dadurch jedoch nicht (§ 58 Abs. 1 Satz 5 GO). Würde ein Ratsmitglied

seine passive Zuhörerrolle verlassen und in der Sitzung mit beraten (oder gar

beschließen), so wäre der entsprechende Ausschussbeschluss wegen eines Ver-

fahrensfehlers (Mitwirkung eines Nichtberechtigten) rechtswidrig.

Wird allerdings in einer Ausschusssitzung ein Antrag eines solchen nicht die-

sem Ausschuss angehörenden Ratsmitgliedes behandelt, so kann es sich gem.

§ 58 Abs. 1 Satz 6 GO sogar an der Beratung, nicht aber an der Beschlussfas-

sung zu diesem Punkte beteiligen. Allerdings folgt aus dieser Vorschrift nicht

ein allgemeines Antragsrecht für jedes Ratsmitglied. Vielmehr muss es sich um

einen Antrag handeln, den das Ratsmitglied zulässigerweise im Rat oder in ei-

nem Ausschuss, dem es angehört, gestellt hat, und der in einem Ausschuss, dem

es nicht als Mitglied angehört, mitbehandelt wird14.

2.2.2 Auskunftsrecht

Nach § 55 Abs. 1 Satz 2 GO kann ein Ratsmitglied verlangen, dass der Bürger-

meister Auskunft erteilt oder zu einem Punkt der Tagesordnung Stellung nimmt.

Der Bürgermeister muss dem Verlangen ohne Weiteres entsprechen.

Das Auskunftsrecht erstreckt sich auf alle Angelegenheiten der Gemeindever-

waltung. „Stellungnahme“ i. S. v. § 55 Abs. 1 Satz 2 GO bedeutet mehr als reine

Auskunftserteilung. Die Stellungnahme beinhaltet eine eigene Wertung des

Bürgermeisters im Sinne einer Meinungsbekundung15.

Auch eine politische Bewertung kann dabei vom Bürgermeister verlangt wer-

den. Das Recht, Stellungnahme zu verlangen, ist begrenzt auf Punkte, die be-

reits auf der Tagesordnung für eine Rats- oder Ausschusssitzung stehen. Eine

Stellungnahme kann auch zu mehreren Punkten verlangt werden.

Das Verlangen eines Ratsmitgliedes nach Auskunft oder Stellungnahme zu ei-

nem Punkt der Tagesordnung kann aufgrund der weiten Fassung der Vorschrift

13 Plückhahn/Faber, in: Held u. a., Erl. 7.2 zu § 47.
14 OVG NRW, Beschluss vom 26. Februar 2015 – 15 B 245/15 – www.nrwe.de.
15 Kleerbaum, in: Kleerbaum/Palmen, Erl. II.2c zu § 55.
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sowohl während als auch außerhalb von Rats- und Ausschusssitzungen vorge-

bracht werden16.

Eine bestimmte Form ist für das Verlangen nicht vorgeschrieben. Ob die Stel-

lungnahme nach § 55 Abs. 1 Satz 2 GO schriftlich oder mündlich erfolgt, ent-

scheidet der Bürgermeister.

Der Bürgermeister kann ein Auskunftsverlangen, das die Arbeitskraft der Ver-

waltung überschreitet oder einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern

würde, zurückweisen17.

§ 69 Abs. 1 GO verleiht ein weiteres Auskunftsrecht. Danach kann ein Ratsmit-

glied verlangen, dass der Bürgermeister in der Ratssitzung („vor dem Rat“) zu

einem Punkt der Tagesordnung Stellung nimmt. Nach § 69 Abs. 2 GO gilt dies

entsprechend für Ausschusssitzungen bezogen auf den in der Sitzung anwesen-

den Bürgermeister oder Beigeordneten.

Dieses Verlangen wird i. d. R. ad hoc während der Sitzung geäußert. Denkbar

wäre aber auch, dass schon vor der Sitzung der Wunsch nach Stellungnahme

zu einem Tagesordnungspunkt an den Bürgermeister gerichtet wird. Auch in

diesem Fall braucht der Bürgermeister die Stellungnahme erst in der Sitzung zu

geben.

Auf diese Weise kann ein Ratsmitglied den Bürgermeister auch zwingen, im

Rahmen der Stellungnahme darzutun, welchen Beschluss er zu dem fraglichen

Tagesordnungspunkt präferiert, soweit er nicht schon in der Verwaltungsvor-

lage – was praxisüblich ist – einen Beschlussvorschlag unterbreitet hat.

Erst durch Änderung der GO durch Gesetz vom 18. September 2012 ist das

Recht auf Stellungnahme während der Sitzung zu einem einzelnutzbaren Recht

eines Ratsmitgliedes geworden. Bis zu dieser Gesetzesänderung war der Bür-

germeister zur Stellungnahme zu einem Punkt der Tagesordnung vor dem Rat

nur verpflichtet, wenn ein Fünftel der Ratsmitglieder oder eine Fraktion dies

verlangte.

Das Recht nach § 55 Abs. 1 Satz 2 GO ist weitergehender als das Recht nach

§ 69 Abs. 1 GO, da es nicht auf Stellungnahmen während der Sitzung begrenzt

ist.

2.2.3 Akteneinsichtsrecht

Nach § 55 Abs. 5 GO ist einem Ratsmitglied auf Verlangen vom Bürgermeister

Akteneinsicht zu gewähren.

16 Kleerbaum, in: Kleerbaum/Palmen, Erl. II.2.c zu § 55; a. A.: Faber, in: Held u. a., Erl. 4.3 zu
§ 55.

17 VerfGH NRW, NWVBl. 1994, 10.
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Das Akteneinsichtsrecht ist aber beschränkt auf Einsichtnahmen, die der Vor-

bereitung oder der Kontrolle von Rats- und Ausschussbeschlüssen dienen. Un-

abhängig von diesen Voraussetzungen enthält ein einzelnes Ratsmitglied

Akteneinsicht nur aufgrund eines Ratsbeschlusses oder auf Verlangen einer

Fraktion oder mindestens eines Fünftels der Ratsmitglieder (§ 55 Abs. 4 GO).

Der „Vorbereitung von Beschlüssen“ dienen Einsichtnahmen, wenn das Han-

deln der Verwaltung eines vorhergehenden Beschlusses bedarf, der noch nicht

vorliegt. Allerdings muss schon ein entsprechender Tagesordnungspunkt für

eine Sitzung vorhanden sein, ansonsten würde die Begrenzung („soweit die Ak-

teneinsicht der Vorbereitung … von Beschlüssen … dienen“) keinen Sinn erge-

ben.

Akteneinsicht zur „Kontrolle von Beschlüssen“ setzt das Vorliegen eines Rats-

oder Ausschussbeschlusses voraus, der vom Bürgermeister noch auszuführen

oder bereits ausgeführt worden ist.

Das Akteneinsichtsrecht dieser Art soll das einzelne Ratsmitglied in die Lage

versetzen, festzustellen, ob der Rats- bzw. Ausschussbeschluss ordnungsgemäß

ausgeführt wird bzw. wurde.

Das Akteneinsichtsrecht ist immer persönlich wahrzunehmen. Das Aktenein-

sichtsrecht bedeutet nur die Möglichkeit, Akten im Dienstgebäude einzusehen.

Akteneinsicht darf nur verweigert werden, soweit ihr schutzwürdige Belange

Betroffener oder Dritter entgegenstehen. Akteneinsicht darf einem Mitglied

nicht gewährt werden, das von der Beratung und Entscheidung der Angelegen-

heit (Befangenheit) ausgeschlossen ist (§ 55 Abs. 5 Satz 4 GO).

Lange Zeit wurde aufgrund der Rechtsprechung des OVG NRW18 davon ausge-

gangen, dass beispielsweise § 30 AO i. V. m. § 12 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c KAG

(Steuergeheimnis) das Akteneinsichtsrecht nicht hindert, da auch der Rat Teil

der gemeindlichen Verwaltung ist (§ 40 GO) und somit durch Akteneinsicht ge-

wonnene vertrauliche Kenntnis innerhalb der gemeindlichen Verwaltung

bleibt. In Abkehr von dieser langjährigen Rechtsprechung darf nach neuerer

Rechtsprechung des OVG NRW19 Akteneinsicht in Gewerbesteuerakten (und

andere gemeindliche Steuerakten) nicht gewährt werden, weil einer solchen

Akteneinsicht das Steuergeheimnis nach § 30 Abs. 1 und 2 AO entgegensteht.

Eine derartige Akteneinsicht durch ein Ratsmitglied ist als „Offenbaren“ i. S. v.

§ 30 Abs. 2 AO zu qualifizieren.

18 OVG NRW, Urteil vom 28. August 1997 – 15 A 34327/94 – juris, Rn. 32.
19 OVG NRW, Urteil vom 6. November 2018 – 15 A 2638/17 – www.nrwe.de.
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Auch für das Verlangen von Akteneinsicht ist keine bestimmte Form vorge-

schrieben. Es ist immer nur an den Bürgermeister zu richten (nicht etwa an an-

dere gemeindliche Mitarbeiter)20.

Aus den gesetzlichen Regelungen zum Akteneinsichtsrecht lässt sich im Übri-

gen kein Verbot für den Bürgermeister folgern, von sich aus (freiwillig) einzel-

nen Ratsmitgliedern Einsicht in Akten zu gewähren, soweit gesetzliche Verbote

nicht entgegenstehen.

Siehe zum Akteneinsichtsrecht auch die Ausführungen unter 2.3.5.

2.2.4 Recht auf mindestens eine Ausschussmitgliedschaft mit beratender

Stimme

Außer den stimmberechtigten Ausschussmitgliedern (Ratsmitglieder, sachkun-

dige Bürger) und den beratenden sachkundigen Einwohnern kennt die GO in

den Ausschüssen auch noch den Sonderfall des Ratsmitgliedes als Ausschuss-

mitglied mit beratender Funktion. Nach § 58 Abs. 1 Satz 7 GO sind die Fraktio-

nen, die wegen ihrer zahlenmäßigen Kleinheit bei der Ausschusssitzverteilung

gem. § 50 Abs. 3 Satz 2 bis 6 GO keinen Ausschusssitz erhalten, berechtigt, ein

Ratsmitglied (oder einen sachkundigen Bürger) zu benennen. Das benannte

Mitglied ist vom Rat zum Mitglied des Ausschusses mit beratender Funktion zu

bestellen.

Außerdem und auf jeden Fall hat jedes Ratsmitglied das Recht, mindestens ei-

nem der Ausschüsse als Mitglied mit beratender Stimme anzugehören (§ 58

Abs. 1 Satz 11 GO). Das betroffene Ratsmitglied hat die Möglichkeit, den Aus-

schuss zu benennen, dem es angehören will. Der Rat ist dann verpflichtet, das

Ratsmitglied als Mitglied des gewünschten Ausschusses zu bestellen21. Auch

fraktionslose Ratsmitglieder, die keinem Ausschuss als Mitglied angehören, ha-

ben diesen Anspruch nach § 58 Abs. 1 Satz 11 GO. Eine bestehende stellvertre-

tende Mitgliedschaft schließt das Recht auf eine ordentliche Mitgliedschaft

nach § 58 Abs. 1 Satz 11 GO nicht aus22.

Da § 58 Abs. 1 Satz 11 GO davon ausgeht, dass ein Anspruch auf „mindestens“

eine Ausschussmitgliedschaft besteht, ist es dem Rat unbenommen, eine solche

Mitgliedschaft auch in mehreren Ausschüssen zu gewähren. Die Bindung an

den Ausschusswunsch des Ratsmitgliedes gilt jedoch nur für einen Ausschuss23.

20 Plückhahn/Faber, in: Held u. a., Erl. 9.1 zu § 55.
21 Rehn/Cronauge/von Lennep/Knirsch, Erl. I.7 zu § 58; a. A., ergebnisoffen: Kirchhof/Plück-

hahn/Faber, in: Held u. a., Erl. 6.5 zu § 58; ablehnend: Plückhahn/Faber, in: Held u. a.,
Erl. 6.6 zu § 50.

22 Kirchhof/Plückhahn/Faber, in: Held u. a., Erl. 6.5 zu § 58.
23 Rehn/Cronauge/von Lennep/Knirsch, Erl. I.7 zu § 58.
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